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Eingaben als Ersatz für Rechte gegen 
die Verwaltung in der DDR 

In der über 40jährigen Geschichte des Landes gehören die Eingaben zu den 
Instituten, welche die $taals- und Rech.lsordnung, die Rechtspolilik und -dogmatik. 
davon beeinflußt das Demokratieversrändnis tief prägen. Es ist anzumerken, daß 
sich in den Eingaben ein Großeeil der Kluft manifestiert, die im Rechrsverständnis 

zwischen DDR und BRD gewachsen ist. 
Mit den Eingaben ist der Reclmzwcig Verwahungsrceht besonders verquicke Seine 
schicksalhafte Liquidation per ordre durch die damalige oberste Parteiführung der 

SED im Jahre 1958' befindet sich auch mit den Eingaben im engen Konnex. Die 
Existenz eines funktionierenden VerwalLUngsrechts setzt nach tradierten europäi

schen Maßstäben seit dem vorigen Jahrhundert zumindest die Bindung der Verwal
tung an Rechtss3tze voraus. die - ob in Normativakten festgelegt oder in Uneilen 
gesprochen - das Qualifikationsmerkmal »öffendich~ erfüllen müssen . Den Bürgern 
ermöglicht das Verwaltungsrecht, ihre subjektiven öffentlichen Rechte durch 
rechtsförmige Verfahren würdevoll, sclbstbewußt. kulturvoll und demokratisch 

durchzusetzen . Ohne an dieser Stelle auf die weitere Ausdifferenzierung der funk

lionellen Seite des Verwalrungsrechts näher eingehen zu können, soll festgestellt 
werden. daß die umrissene ursprüngliche Rolle des Ven.valtungsrechts mir seiner 
Liquidation folgerichtig und mit aller Konsequenz beiseite gefegt wurde. Dieser 
Befund kann - im leicht abnehmenden Maße - auch nach der allmählichen Rcanima
lion des Verwaltungsrechts und seiner WissenschaftsdisLiplin etwa ao dem Jahre 

1971 konstatiert werden. In der rhcorclischen Arbeit von Verwaltungsrechtswissen
schaftlem sind die Eingaben in ihrer exorbitant von den politischen Führungsorga
nen favorisierten Position zugunsten eines rechtsstaatlichen Instrumentariums (An
träge, Rechtsmittel etc.) zurückgedrängl worden . Vor allem wurde sich bemüht, die 
Wirkung der Eingaben weitgehend auf den Artikel 21 der Verfassung der DDR 

zuruckzuschneiden. in dem sie als ein allgemeines Mitgestaltungsrcclu der Bürger 
ver:tnken wurden. Mchr und mehr haben sich in diesem Verbund Standpunkte in 
der Literatur durchgesetzt. die Eingaben nicht als ein nahezu universelles Mittel zu 
handhaben, um die Gesetzlichkeit zu garantieren.' Damit mußte zumindest das 
angezielre Wirkungsspektrum von Artikel 103 der Verfassung der DDR zurückge
drängt werden. der die Eingaben zu hochrangigen Mi[[eln der Geselzlichkeitssiche
rung stilisierte) Das Gesetz über die Zuständigkeit und das Verfahren der Gerichte 

I Vgl. W. Ulbncht, D.e St~ ~t S lfhn: des Man", mus!lemm,mus und ihro An,.'endung ,n D~ut",hbnd 
(Protokollband de.r B,bdsb.rgl'r Konferen,,), Be.rl in '91&, S. )1. 

~ VgL H. Pohl, G. Sc.hulze, GewöhrieLSlung der Gesetzlichkclt beL der Eingabenl ""rbc.tung. In: Neue 
JU>l'z 61,,79. S. '47: \"1/. Bernet, A, Schöw<, R. Sd,ülcr. Für <ffckll vere Ve.rwLrklichung dc< Eingabcn
rtchlS!; m: Neu< JUSllZ 9/1 98 8, S, lh ff. 

) Vgl. die un,ersch\,-dlich~n POSL!.ont n der Ar .. 11 und 'OJ dn VerflS$Ung d.r DDR \'om 6. April '9(,g, 
Ges<lzbJon I, S. t?9 .. cl ,F des G«elzes zur Ergän :mng und Änderung dcr Vcrhs.;ung der DDR \'om 
7.0kt . '974, Geserzblolr I, $.43>, 
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154 zur Nachprüfung von Verwaltungsernscheidungen samt Anpassungsrechtsetzung 
aus dem Jahre 19881 sollte auch en[Scheidend die totale Wirkungssicht auf die 
Eingaben als umfassende Mirrel zur Gesetzlichkeitssicherung im sensiblen Verwal

tungsbereich deutlich einschränken. Der Blick und der Handlungsralunen von 
Bürgern und Verwaltungen wurde durch diese Normativakce auf rechtsfähige 

Kontrolle von Verw:1ltungshandeln gelenkt. Leider war und ist diesem Gesetz, das 
in mühevoller - von Vertretern der Rechtswissenschaft gerührter - Kärrnerarbeit 
entstanden isc, kein größerer praktischer Erfolg mehr beschieden, obwohl es 
entscheidende Anschlüsse für eine rechtsstaadich arbeitende Verwaltung und zur 
Sicherung der Rechte der Bürger gelegt hat. Allerdings muß deutlich hervorgehoben 
werden, daß das Bestreben, die Allmacht der Eingaben zurückzudrängen und durch 
rechtsförmige Verfahren zu ersetzen, von der Verwaltungspraxis und dem sie 
entscheidend lenkenden hauptamtlichen Apparat der ehemaligen SED kaum sub

stamiell angenommen worden ist. Vielmehr sollte die zaghafte Gesetzgebung auf 
dem Gebiet der gerichrlichen Komro!le von Verwalrungshandeln einige drängende 
Stimmen aus der Rechtswissenschaft der DDRI limitien befriedigen sowie - vor 
allem! - negativer werdende Meinungen auf dem internationalen Parken im Rahmen 

der KSZE - Folgekonferenzen über den mangelnden Rechtsschutz der Bürger in der 
DDR insbesondere auf dem Gebiet der Verwaltung zum Verstummen bringen. In 
\V\rklichkeit schienen dem Verwaltungsapparat die Eingaben das probate Mitte! zu 
sein, um Biirgerwillen und -wollen in rechtsähnliche Bahnen zu gießen und nach 
dem paternalistischen Konzept, das Staat und Verwaltung universell dominierte, 
VOI) Fall zu Fall zu befriedigen oder nicht. 
In der jetzigen Zeit der beginnenden Rechtsangleichung zwischen beiden deutschen 

Staalen darf allerdings nicht vergessen werden , daß die Eingaben das Mentalverhal
ten von Bürgern und Verwalwngen der DDR einschneidend prägen . Durch die 

Eingaben ist nahezu über vier Jahrzehnte eine (Rechts-)Kultur mitbegründet wor
den, dic das Abdriften vom Rechtsstaatlichkeitsdenken und -handeln mit kenn
zeichnete. Schließlich muß aus dem Prozeß der Rechtsanglcichung em Rechtstopos 
hervorgebracht werden, der von der Mehrheit der Menschen in jedem der bisherigen 
Staatsgebicte angenommen und im Alltagsverhalten imeriorisien wird. Der tiefgrei

fende politische Umbruch in der DDR seit dem Herbst 1989 hatte und konmc 
solches noch nicht bewältigen. Die Mühen der Ebenen stehen aber auch auf diesem 
Gebiet noch bevor und werden sowohl den in der Verwaltung Tätigen als auch den 
außerhalb zu ihr stehenden Menschen erfassen. Das Verständnis für Bisheriges, 

Feinfühligkeit bei Veränderungen und Augenmaß sind hauptsächliche Handlungs
gebote für diejenigen, welche rechTspo!itische und -dogmatische Aufgaben zu 
erledigen haben . Die Skizzierung des starus quo auf dem Gebiet der Eingaben ist 
einem Prozeß geschuldet, der im folgenden nachgezeichnet werden soll. 
In den Verfassungen der ehemaligen Uindcr der Sowjetischen Besatzungszone 
Deutschlands ist das Eingabeninstitut als ein Grundrechl ann;ihernd gleichfömlig zu 

Vgl. G.,."z üb~r di~ Zusundigkclt und d~s Verfahren der Gench,e lur NJchprufung v(Jn Vcrw;altung ... 
enlScheldungen. G"'NZ Zur Anpassung von Regelungen üb.r R"h,sm!!,el der Burg~r und 7.Ur FeSlle
gung der gertchtlichen Zustiindigken für die Nach prüfung \"on Verw.ltung.,·nt.chcldungen, Verordnun
g<n zur AnpassunG von Recelungen über Redltsmmel der Bürger und LU, Fculegung gwchLlicher 
ZusundigkcH fUf die NlChpnlrung von Verwaltungsemscheldungen, '.I1"lieh vom I~ . D<7. '9S~, 
G".1etzbIMt 1~ s. ):z.7{f. (Dic~c ~UIll"'[tV."(H: ~)Ild ollli I,Jul j I'JS, III KrAL öI,;U~I~U.) 

5 Vg\. W. Beme<, Gcrochtliche N"chprüfb",k~!! Von Verwallungsaklcn für die DDR? In : Wi.sensch.hli
ehe Bcndg< d ... Fncdnch-S<:hiller-Ul1lvtnn'IJcn" Hdt . ßürger 1111 ,'ozl.lislISchcn Recht. , ]<,,", 198 ) . 
S. ,8 {(. , E. Poppe, Ocr Bürgtr Im Vtrw,ltungs",d" der DDR, Silzungs bcrochl ~ der Abd"mJ(' der 
Wissenscha(lcn der DDR, 6Ch 984; dassdb.: U.j. Heuer, Disk" " lOnsbell.,g; K. Wünsche, Zur Ein
flußnahme der Gerochte .uf die Erhöhung der Rcchus"herhe'l, m: Sozlalist .. chc Gc"uliehkell . 
Sicherheu und Ordnung be, der Entfal,ung der gesellschaftlichen Trlcbkr:ifte. Be rl in '985, S. J9H. 
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vormaligen Eingaben-(PeLirions-)Regelungen in deutschen Ländern der Weimarer 
Republik als auch der Weimarer Reichsverfassung selbst verankert worden. Exem
plarisch hieß es in der Verfassung des Landes Thüringen vom 20. Dezember 1946: 

.Jeder Bürger hat das Recht, Eingaben an den Landtag und an alle Volksvertretun
gen zu Ticn"n. (Art.) Abs. 4).6 Damit folgten die Landesverfassungen den deut
schen verfassungsrechclichen Traditionen bis in das r 9· Jahrhunden hinein. Aller
dings muß angemerkt werden, daß das Petitionsrecht des r 9. J ahrh\Jnderrs ein vom 
Bürgertum häufig ersrrittenes und vom aufgeklärten Feudalismus schließlich zuge
standenes Grundrecht gewesen war. 

Die Verfassung vom 7.0kcober r949 7 setzte in Art.) mit der Gestaltung der 
Eingaben den Duktus der Regelungen der Länderverfassungen fort. Rechtspolitisch 

von erheblicher Bedeutung ist jedoch, daß in der ehemaligen sowjetischen Bes:H
zungszone Deutschlands und späteren DDR das Institut der (förmlichen) Rechrs
mille! bei Vcrwalrungshandeln sowohl geselzgeberisch als auch in der Vcrwalrungs

praxis weiler existicne.& Damit findet sich auch auf diesem Gebiet ein hohes Maß an 
Kontinuität zu früheren deutschen Verwallungsrcch[Stheorien und -praktiken. Ein 
Ausdruck dieses Befundes ist die Fortgeltung in novellierter Fonn der landesver
waltungsordnung für Thüringen, in der in vorbildlicher Symbiose Verwaltungsver
fahren- und Verwaltungsprozeßrechl vereinigt waren .' Allerdings wurde die in der 
Landesverwahungsordnung für ll1üringen geregelte und sehr wirksam gewordene 

Verwaltungsgerichtsbarkeit im Jahre 1945 faktisch stillgelegt. Dieser vielsagende 
Vorgang kann hier nicht naher besprochen werden. Auf alle Fälle war damit ein 

beträchTlicher Teil des Rechtsschutzes der Bürger in Verw~hungsangclcgenheiren 
abgebrochen worden. Verblieben waren allerdings - in allen Ländern der Sowjeti

schen Besatzungszone Deutschlands und späteren DDR - die Rechtsmittel mit 
ihren Verfahrensvorschriften gegen Verwallungshandeln. Die Eingaben erfüllten 

ihre Wirkungspotenz als ein allgemeines Beschwerdeinstitut gegen Zustände oder 

Handlungen, die staatliche Organe zu vertreten haben. soweit kein Verwaltungs
handeln mil (förmlichen) Rechtsmitteln vorgeschrieben ist. 
Einen Einschnitt dieser Konzeption, vor allem in der praktischen Handhabung der 
Verwaltung selbst, brachte die Vorschlags- und ßeschwcrdeverordnung vom 6. Fe
bruar 1953. 'Q Mit ihr wurde im Grunde versucht. ein universelles Beschwerderecht 
für die Bürger einzuführen. un:tbh;ingig davon. ob konkretes Verwahungshandeln 
(Verwaltungsakt etc .) vorlag oder nichr. Die Parallele hierzu bieret bis in die heutige 
Zeit der sowjetische Rechtszustand auf diesem Gebiet. Das sowjetische Recht kennt 
traditionellerweise k:nrm eine Differenzierung von (förmlichen) Rechtsmitteln der 
Bürger und Eingaben. Das ist aus der Rechtsgeschichte des zarisrischen Rußlands 
maßgeblich zu erklären, das die Idee der Rechtsstaatlichkeit im Verwalrungshandeln 

nach west- und mitteleuropäischem Gedankengut kaum rezipierte. Das zaristische 

6 Vgl. Rcg,c<ungsbLm (ü< 'rhünngen Tej) [ '947. Nr. ' vom .).J.n. '947. S. ' - I; 1m Kontext vgl. 
VcrhssUI,g der Provinz S-\chsen/Anh.lh vom ,o.J,n. '947. Gr.stlzblau der Prt"' lnZ Sachsen/Anh,1t Tcil 
l. '947 Nr. ,I) vom' S.j,n. 194 7. S. 9-,6 (An . 11); Vcrf,ssung des Land(·, Mecklenhurg VOm 16.J=. 
'947. RCgJcrung$blmlur M,:cklmburg 1947 Nr. , vom ... Mir? '94 7. S. ,-8 (An. 10): Verhs<ung (ü< 
die M.,.k ßr3ndenburg vom 6. I'eb. '947. G"" ~t~- und Verordnung,blatt der Pro\·,nzIOl rcg,.rung M"k 
Bf<lOdmburg. ).Jahrgong. Heft ). V(lm 6. Feb. '947. S.4S-49 (An .• Ab< .• ); Vcrllssu ng des Landes 
Soch,eo vom .8. Feb. r 94i. Gesetz. Belehl •. Verordnungen, atkano'machungcn. \'cröfkntlicht durch 
die Landesreg,erung S"ch'~n. J.Jg. Nr. I VOm Ij. Miirz '947. S. (0)-108 (An. 11 Ab,. ,). 

7 V~1. CB!. '949. S. I· 
8 W. Mcnzd. Dos Vorsch!.g'- und Beschwerderecht der \'<f<rk"lIgen on der Deutschen Dtmok ... ",chen 

Republik. Bed;n 19S6. 
9 L.,nde<\lerwll,ungso<dnung vom IO. JUI\I '9,6, Gcs .. zc,sammlung. S. t77 H. In dC1" Flssung "om 

:6. Nov. '945, G e 'c,zcssWlmlung '946. S. H fL 
'0 Ven,rdnung über die Prülung von Vorschlägen und ß~5chwcrdcn de< W<rktiillgcn vom 6. reh. '913. 

GBI. S.16i 1(, 
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1]6 Recht kannte weder die ausgeprägte Möglichkeir, daß sich die Bürger mir Rechts
mitteln gegen Entscheidungen der Behörden wenden konnten, noch eine Verwal
rungsgerichtsbarkeit nach miuel- oder weSteuropäischem Vorbild. Die Errichtung 
der Sowje1:macht half diesem Zust:l.nd wenigstens insoweit ab, als ein allgenleines 
Beschwerderecht gegen jegliches Verwa.ltungshandeln konstituiert wurde." Die 

Vorschlags- und Beschwerdeverordnung von 1953 orientierte sich eindeutig auf 
allgemeine Vorschläge und Beschwerden der Bürger. Sie hat die auf Rechtsstaatlich
keit orientierten Rechtsmittel aber nicht ausdrücklich abgeschafft. Die Recluswis
senscbaft der DDR dieser Jahre hat diesen encscheidenden Punkr erbnnr und 
versuchte zu vermineln . K. Hönl folge der tradierten deutschen Aufgliederung des 
Beschwerderechrs in Rechtsmitcelbeschwerden und Eingabenbeschwerden und fol

gert, daß die (fönnlichen) Rechtsmittel nichr Gegenstand der Überlegungen wr 
Vorschlags- und Beschwerdeverordnung von 19D seien können. I> Dagegen führt 
W. Menzel folgenden Standpunkt an: »Grundsätzlich gelten die Vorschrifren der 
Vorschlags- und Beschwerdeverordnung auch für förmliche Rechtsmittel. Entha!ten 
Gesetze oder normative Verwaltungsakte für die Behandlung von Rechtsmitteln 
Vorschriften, die einzelnen Vorschriften der Vorschlags- und Beschwerdeordnung 

clHgcgen sechen, so gehen jene msowelt, aber auch nur insoweit, diesen vor. Den 
Normen gegenüber, die d;ls Verfahren fUr die Behandlung förmlicher Rechtsmiteel 
regeln, hat die Vorschlags- und Beschwerdeverordnung die Stellung einer lex 

generalis.«'J Immerhin bleibt auch bei Menze!'s Vorstellung die Idee der Eigenstän
digkeit der Rechtsmittel noch erhalten. Das wurde auch dadurch geStützt, daß 
rechtsnonnsetzcnde Sta:l.tsorgane, wie Volkskammer, Ministcrrat, Minister u . a.) 

7..war teilweise mit ungerechrfercigten differenzierten Verfahrensvorschriften, aber 
immerhin nach tradierten Vorstellungen, Rechtsmittelregclungen erließen. 

In der Praxis erfolgte jedoch eine weitgehende Demontage der Rechtsmittel. Nach 
und nach wurden sie :w allgemeinen Beschwerden im Sinne der Beschwerdeverord

nung von '953 umfunktioniert und enrsprechend behandelt. Das hat insofern seine 
tiefsitzenden Spuren hinterlassen, weil das Rechtsbewußtsein bci Vcrwalcungsorga

nen und Bürgern für stringente Fristen, fnstanzcm.üge, Formen, Begründungen etc. 
mehr und mehr verloren ging. In den fünfziger Jahren hat sich ein allgemeines, 
rcchtsstaadich nicht geprägtes Eingabeobewußtsein in der DDR herausgebildet. Das 
kam den Verwalwngsfunklionären insofern entgegen, weil sie ohnehin über eine 
stark abnehmende juristische SpeziaJbilduJlg verfügtcn und für die oben angegebe
nen Verfahrenselemcnte immer weniger VersL1ndnis .1Ufbrachten. Im Grunde wur

den die Verf~hrenselemente im Venv~hungsrechr besonders negativ stigmatisiert 
und mit dem Etikett des Bürokratismus versehen. Das vermeintlich Neue, Einfa
chere der Beschwerdeverordnung wurde benutzt,um eine weitergehende Rechtsent

leerung der Verwaltung zu befördern . Die relarive Ungebundenheit des Beschwer
derechts an Verfahrensvorschriften gaukelte den Bürgern freundliches Verh:tlren der 
Verwalcung vor) das sich als weit verfehlt erwies. Übrigens trafen die negativen 

Auswirkungen der Beschwerdeverordnung von '953 die Verwalwngsorgane selbst. 
Mit ihr war nämlich de facto der rechtsstaarlichc Grundsatz verworfen worden, daß 
eine endgültig entschiedene Sache im Regelfall nicht wieder angefochlen werden 

darf. Das wurde immer weniger aheptierc, indem millionenfach gegen (scheinbar) 

1 \ A IIgenlC,n gilt als 8~gll\n der gestlzlichen Regelung.n des ~lIgcmelO.n B.schwl-rdnechl< d,. Proklam,
tlon des VI. SO'""lct kongressL's von J 918 ffill dem A ulcul "Über die ,leik,. Be.1chtung deT GeSetze-, vgl. 
V. v. M,lkow Sowlelskolc ukonodab,elsbwo 0 Sthllobae.h 1 zlJavleniJlch. Mosk..,., 1967. S. '7. 

1l K. Hönl, Die Eingaben der WCTkl :il.lgen ol s Mittel der Demokr.IlSl.",ng der Arbe'uw .... d .. St,,,< · 
.pp".t<:s, 10: Staat und Rech. 6;' 953, s. 708 f. 

'} W. Menzcl. (Fn. S). 
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endgültige Verwahungsentscheidungen immer wieder mit Eingabenbeschwerden 

vorgegangen wurde. 
Der im Jahre J960 neu gebildete Sta3csr3t der DDR setzte die in den fünfziger Jahren 
begonnene Politik bezüglich der Reehtsent!eerung der Verwaltung fon und kulti

vierte das Eingabcmccht. Der Eing:lbenerlaß vom 27. FebL '961" ist bereits von der 
Normierung her, aber auch in der praktischen Handhabung ein beredter Ausweis 
für diese Feststellung. In der rechtswissenschaftlichen Literatur der Zeit wird diese 
Feststellung abgestÜm. So wird direkt zum Ausdnlck gebracht, daß die individuelle 

Beschwerde der Bürger (also das färmliche Rechtsmittel) den Charakter von 
gesellschaftlichen Anliegen annehmen müsse (also z.ur Eingabe werde). 'I Diese 
Gegensetzung hat a prior; den Verfasser einer Beschwerde mit der Überschrift 
Eingabe zum Mitgestaher befördert und den individuellen Beschwerdeführer zum 

egoistischen Individualisten degradiert. Daraus ist leicht ;lusrechenbar, was die 
Bürger der DDR über die Beschwerde an Staatsorgane zumeist als Deklaration 
anbrachten. 

Die Eingaben haben aber durchaus noch in weitere Bereiche hinein gewirkt. die 
selbst nieht zur Verwaltung gehöreen. W. Hafemann hat die Eingaben insbesondere 
für die Durchsetzung des sogenannten Produkcionsprinzips hervorgehoben. Das 
Produkcionsprinzip war ein Vorgänger für das Experiment des neuen ökonomi

schen Systems der Planung und Leirung der Volkswirtschaft, das nach 1968 
abgebrochen wurde. Das Produkcionsprinzip und das neue ökol10mische System 
der Planung und leitung der Volkswirtschaft sollten die Arbeitsproduktivität der 
DDR mit ökonomischen Stimuli befördern und administrative Einflüsse Lurück
drängen. Hafemann berichtet, daß aus dem Bereich VVB Baumwolle bekannt wird, 
daß sich zahlreiche Eingaben mit betrieblichen Problemen befassen. Das belrifft 
(olgende Sachfragen: Arbejtsorganisation. sozialistischer Wettbewerb, neue Tech

nik, Erfindungs- und Vorschlagswesen, Lohn-Pr:imiensystem, Materi;llversorgung. 
qualitätsgerechte Produktion, Qualifizierung usw.,6. Hier findet sich die grenzen
lose Ausuferung des Sinns der Eingaben. Sie wurden zu universellen Mitteln 
umfunkLioniert, um in allen Bereichen des Lebens einzugreifen. Den Bürgern, den 
in Verwaltungen, Betrieben und anderen Bereichen Tätigen wurde suggeriert, daß 
die Eingaben wirksame Mittel sind, um Mißstände zu lösen. Sicher ist durch diese 
Orientierung manches Problem auf den Tisch gekommen, aber in Grundpositionen 
ist niemals wirklich etwas gelöst worden. Hafemann berichtet diese Auswucherung 
auf die Produktionssphäre selbst: ),Sie (eine Arbeiterin - W. B:) legte dar, daß in 
ihrem Betrieb grundsätzliche Mängel bei der Einführung einer neuen Zwirncechno
logie besranden . Das Werk wurde mit Maschinen ausgerüstet. die nicht produk
lionsreif waren, die geplanten LeistungskennziHern nicht erreichten und die Garn
qualität beeinträchtigten. Trotzdem sollen weitere Werke mit diesen Maschinen 
ausgerüstet werden." L, Eingaben wurden so zum Allheilmitlel gegen nahezu alle 
möglichen Unzulänglichkeiten erhoben. Selbst Beschwerden über ungesetzliche 
Entlohnung oder Prämierung der Arbeiter in Betrieben wurden zu Eingaben 
erklärt.' K auch wenn schon damals eindeutige Rechtsvorschriften über die Schlich-

1 ~ Vgl. Erbß des Staaurates über die Eing.ben der Burgcr und ihre Be:>rb.llung durch die S .. morgaoe vom 
27. Feb. '96,. GBI. [ '961, S. 7. 

1\ Vgl. 2. B. W. Menzel, V.r bl.ill d., S .. u",.,es iibcr die E.lOgabcn der ßürger - cm Mind zur 
Verwirklichung d.r Programm'lIschen Erkl,rung d.s Vorsitzenden des S,,,,u.<,,tcS der DeuL<chcn 
Demokrauschen Republik. ,n: SI»' und Rech, 1011 96" S. ,8, 17 H. 

,6 Vgl. W. Hllemann, Die Eing.bcnbclrbellung - lk".ndtcil der Leitung der Wiruch.(t n.ch dem 
Produk"onspnnz,p, In: 5,.:" und Recht SIl,64. s. 79J . 

'7 Vgl. W. Hafemann (Fn. ,6). S.7J6. 
1 g W. H.(em.nn (Fn. 16). S. 80 t und 80 J. 
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/5 8 lung von Arbeicsrechtsstreitigkeiten bestanden und gerichrlicne Kompetenz luerfür 

eXlstlcrec. 
In der Tat haue diese von Theoretikern abgestürzte (Rechts-)Politik ein Anschwel

len der Eingaben zur Folge, das als ein positiver Gradmesser für die Qualität der 

sozialistischen Demokratie betrachter wurde. In der Verwalrung der DDR hat bis in 

das Jahr 1989 zu einem beträchdichen Teil noch die Devise bestanden : Je mehr 
Eingaben der Verwalrung zugehen , desto höher ist der Vertrauensgrad der Bürger. 

Lange Zeir hat sogar ein Wettbewerb umer Verwaltungsorganen um die höchsre 

Eingabenquote st.augerunden. Die allerorten mit großem Aufwand angefertigten 

Eingabenanalysen der Verwalcungsorgane belegen, daß ulsächlich millionenfach 

Eingaben eingereicht wurden . Die Erfolgsquote sank jedoch von Jahr LU Jahr 
beträchtlich, was wiederum eine Vielzahl von Eingaben auslöste. Am Jahresende 

1988 waren allein beim Staatsrat der DDR über 100000 Eingaben registriert . Eine 

eigene Untersuchung hat ergeben, daß mindestens jeder 10. Bürger der DDR pro 

Jahr eine Eingabe verfaßte. Die Unsinnigkeir hinsichtlich der Haschere; nach hohen 
Eingabequoten soll folgendes Beispiel belegen, das Umersuchungen von Praktikan

ten des Verfassers dieses Beitrages von einem Rat der Stadt (Stadt-Kreis) einbrach

ten: 
Das Standesamt des Rates der Stadt hat unter anderem die Befugnis, Eheschlie

ßungs~mräge am.unehmen und Ehen zu schließen. Das Amt hat dies offensichtlich 

langjährig ohne Beanstandung im Verbund mit seinen anderen Aufgaben wahrge

nommen. Bei rurnusmäßigen Auswertungen der Eingabenstatislik gab es folglich 

stets hinsichtlich der Eingaben dureh das Standesamt Fehlanzeigen . Das hatte einige 

Male zu harscher Kritik an der Leiterin des Standesamtes geführt. mit der Begrün

dung, daß fehlende Eingaben ein mangelndes Vcrtrauensverhältnis der Bürger zum 

Verwaltungsorgan signalisierten. Um weiteren Kritiken zu entgehen, wurden in 

folge sämtliche Eheschließungsanträge als Eingaben gemeldet. Damit w:lr das Amt 

~us der kritischen Zone der Betrachtung heraus , ohne daß ein erkennbarer Nutzen 

der Handlung :w verzeichnen gewesen wäre. 

In einem anderen, auch von Praktikanten ermittelten Fall zeugt bereits die Höhe der 

Eingaben von der Sinnentleerung dieser Insritute. 

In einem Stadtkreis von ca. (00000 Einwohnern ballten sich die Eingaben auf dem 

Gebiet des Wohnungswesens. In dem betreHenden Fachorgan (Dezemat) des Rates 

der Stadt waren in einem J:lhr 2) 000 Eingaben regisrriert . Jede Nachfrage in einer 

Wohnungsangelegenheic, jeder be!angarme Anruf in einer Wohnungssaehe wurde 

als Eingabe registriere. 

Die rur eine fachgerechte Verwaltung notwendige Differenzierung in Anträge, 

Rechtsmittel ete. isr nahezu völlig verloren gegangen. Erst in den lerzten Jahren sind 
einige dieser Dinge im Zusammenhang mit der Rcsticuierung des Verwahungsrcchts 

und seiner Wissenschaftsdisziplin wieder geordnet worden. Das fand jedoch keinen 

durchgehenden Erfolg in den Verwaltungsorganen selbst, die nach althergebrachten 

Schablonen arbeiteren und nahezu sämtliche Beschwerden, Anträge, Rechtsmiltel 

etc. als Eingabe registrierten. Die wirkliche Bearbeiwng von Eingaben und Rechts

mitteln erfolgre immer weniger fachgerecht. 

Im Jahre [969 faßte der Staatsrat der DDR den Eingabenerlaß neu . '? Offenbar war 

hinsichtlich der Höhe der Eingabenquote eines bestimmte Schmerzgrenze erreicht. 

Deshalb war im § 1. Abs. 3 des Erlasses seit vielen Jahren das erste Mal wieder darauf 

verwiesen worden, daß die in Rechtsvorschriften vorgesehenen Rechtsmittel keine 

Eingaben sind. Gleiches wurde Neuerervorschlägen und Anrrägen zugestanden, 

'9 Vgl. Erlaß de, SI~a{STate, der DDR über di~ ße .. be«ung dtr Eingaben der Bürger "om '0. Nov. '969. 
GBI. I $. lJ911. 
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deren Bearbeitung durch besondere Rechtsvorschriften geregelt ist. M. Gerlach. 

damals im Staatsrat für die Eingabenproblematik zuständig. brachte "Zum Ausdruck. 
daß die Rechrsmiuel uneinheitlich geregelt sind und dies für die staatliche Arbeit 
hemmend wirkc. lO Infolge dieser neuen Sicht wurden daraufhin die in RechtSvor
schriften der DDR enthaltenen Reehtsminelregdungen hinsichtlich der Verlahrens
züge vereinheitliche" Gelungen ist bis heute keine allgemeine Verwaltungsverfah
rensordnung für die DDR, in der die Rechtsmittelverfahren aufgehoben sind. Diese 

Vorgiinge zählen zu den Halbherzigkeiten, die die politische Führung des Landes 
fabriz.ierre. um einerseitS gewissen internationalen Gepflogenheiten im eigenen 

Land :LU entsprechen, andererseits sich aber in Wahrheit nicht wirklich rechtSStaadi
ehen Geboten zu unterziehen. In praxi ist jedenfalls das Gemenge von Eingaben und 
Rechrsmineln nicht ausgestanden worden. Tm Gegenteil! Mit dem Fortgang der 

Generationen, der Auszehrung der Verwaltung von nahezu jedem juristisch gebun
denen Handeln. des Aufgebens sachlicher Handlungskompetenz der Verwaltung, 
der Dominanz des Politischen vor dem Juristischen und anderen Faktoren ist dieser 
Gegensatz noch schärfer hervorgetreten. 

Der Eingabenerlaß von J 969 halle - wie so oft in der Gesetzgebung der DDR -
ohne vorherige theoretische Vorbereicung in Form der Beschwerdeausschüsse neue 
[nstallzen geschaffen, um bestimmte Streitigkeiten zwischen Verwaltung und Bür
gern LU schlichten . Die Beschwerdeausschüsse waren in den §§ 20--26 des Erlasses 

von '969 geregelt. Sie erfüllten ein Verfassungsgebot aus Art. 105 der Verfassung 
von J968. Bereirs die Verfassullgsdiktion war nicht eindeutig. ob die Beschwerde

ausschüsse als Lusätzliche Instanzen zUr SchliclHung von Eingabenbeschwerden 
oder auch zur weiteren Behandlung in Rcchcsmiuclbesehwerden herangez.ogen 
werden konnten . Der Artikel ! 05 A bs.! der Verfassung ging von einem einheicli
ehen Oberbegriff der Beschwerde 2US und lauter: "Für Beschwerden gegen Ent
scheidungen örtlicher St~tsorgane ist der Leiter des Organs zuständig, welches die 

angefochtene Entscheidung getroffen haI. Ändert der Leirer die Entscheidung nicht, 
ist der Beschwerdeführer bereclnigt, sich an den Beschwerdeausschuß der "Wständi
gen Volksverrrerung zu wenden .« 

Beschwerdeausscbüsse wurden gemäß Eingabenerlaß von J 969 bei folgenden ördi
ehen Volksvertretungen gebildet: Bezirkstage. Kreistage, Stadtverordnetenver
sammlungen und Stadtbezirksversammlungen der Stadtkreise. Zur Bildung der 
Beschwerdeausschüsse waren ausdrücklich die Volksvertrerungen der jeweiligen 
Ebenen befugt. Der Verlasser dieses Aufsatzes hat damals in Verein mit anderen 
Fachkollegen für die juristische Qualifikation dieser Ausschüsse gewirkt lind um 
ihre Arbeitsfähigkeit gefochten. Aus dieser T;itigkei( lassen sich für das wsächliche 
Wirken Schlußfolgerungen Lichen. die im Maßstab der DDR durchaus als repräsen
tativ gelten können. zumal in der rechtswissenschaftlichen Literatur des Landes 

diese Ausschüsse kaum abgehandelt wurden. 
Zunächst waren die Beschwerdeausschüsse der einzelnen Stufen zusrändig für 
Beschwerden gegen Maßnahmen oder Entscheidungen von Verwalrungsorganen. 
die den jeweiligen Volksvertretungen bz.w. dem jeweiligen Rat (der Volksvertre-

lC M. Gerhch, Emg.ben der Burger - Eine Form der Be.eiligung des Volkes an der M.ch •• usübung, In: 

Schnft ••• he de, SUm14t<5 der Deuuehrn Demokrat1schen RepubliK. Hdt '0, J . W,hlpenod. 1969. 
S.11 f. 

, I Vgl. Gosetz uber die Ncu(,.sung von Rcgel wlgen ub~r R«h"mlllel gegen Enucheldungen ,t",,!lieher 
Orgln~ vom 24·JUnI .,7t GBI. J, S. 49 . 
Vero rdnung übte die N Cllfassung "On Regelungen über Rechl5mmd gegen Enl$chcldungcn SI~."li eh er 

Org:"'c vom l4.JunJ 1961, GDI.!I . 5. 46\. 
G b chcs !St In Ordnungen g<'schehcn , on den.n MinISter lle"hlOmlltcl,n Rc-chlsvorschriften neU f.ßten, 
die SIe (ur ihren Btrelch hcrvorg.bracht hallm (Kultur. Gt<undh",!Swt~en "!C.). 
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]60 tung) unterstellt waren . Im Normalfall mußte also vor Einschaltung des Beschwer
dea\lsschusses ein Eingabenverfahren im Verwalrungsapp:l.Tat negativ für den Bürger 
abgelaufen sein. In praxi haben Beschwerdeaussehüsse diesen Weg allerdings zu 
Gunsten des Bürgers umgangen. Reichte zum Beispiel ein Bürger seine Eingabe an 

den Ausschuß, so war es üblich, daß sich dieser der Sache annahm, sie behandelte 

und eine Entscheidung fällte . Folgte der Beschwerdeausschuß dem Anliegen des 
Einreichers der Beschwerde, so konnte er folgende wesendiche Enrscheidungen 
(reffen: 

a) eine Emscheidung über die Sache durch den zuständigen Rat beantragen und 
dazu entsprechende Empfehlungen geben; 

b) die angefochtene Maßnahme oder Entscheidung über einen offensichtlichen 

Verstoß gegen die Gesetzlichkeit aussetun und vom Vorsitzenden des zuständi
gen Rates ihre unverzügliche Aunlebung verlangen. 

Die Ausschüsse hauen keine Möglichkeit. in der Sache selbst positiv zu entscheiden, 
Das war allein wiederum dem Verwaltungsapparat zugestanden. Auch gab es 
innerhalb des Systems der Beschwerdeausschüsse keinen Instanzenweg. 
Die Bcschwerdeaussehüsse waren aber auch in das Rechtsmittelverfahren einge

schalter. Das läßt sich nicht aus der Verfassung. sondern lediglich indirekt aus § 12 

Abs.2 Eing-abenerlaß erkennen, in dem es heißt. daß die gesetzlich vorgesehenen 

Rechtsmittel vor dem Tätigwerdcn des Beschwerdeausschusses in Anspruch genom
men werden sollen. Herausgehoben werden muß, daß die Besehwerdeausschüsse 

ausschließlich Beschwerden (Eingaben und Rechtsmittel) des exekutiven Verwal
tungsapparates der Volksvertretungen behandeln durften. Beschwerden gegen die 
Deutsche Volkspolizei waren darin selbstverständlich nicht enthalten. Als völlig 
unzulänglich erwies sich auch der Umstand. daß Bcschwerdeausschüsse erst ab der 
Ebene der Kreise gebildet wurden, also nicht bei Volksvertretungen der (kreisange
hörigen) Städte und Gemeinden. Eigene Untersuchungen haben ergeben, daß die 
Besehwerdeausschüsse in den durchgängigen Jahren ihres Bestehens sehr wenig von 

den Bürgern angerufen wurden. Der Untersuchungszeitraum beträgt die Jahre 1970/ 

19711r97211973. Untersucht wurden Beschwerdeausschüsse von Stadtverordneten
versammlungen der Stadt-Kreise und Kreistage der Landkreise." 

Stadtkreis ( .. > 

1970 0 H 0 9 minimal e)(lrcm 1 

1971 0 24 0 1I minimal extrem 0 
t972 0 111 0 6 minimal extrem 0 
1973 0 9 0 1 minim3J extrem 0 

Das Gesamtergebnis der Frequentierung der Ausschüsse durch die Bürger war 
zunehmend negativ, Ursachen waren u. a. mangelnde Kompetenz zur Sueitent

scheidung in Verwaltungsangelegenheiten, weitgehende Ressentiments des exekuti· 
yen Apparats gegen diese Organe, abnehmende Popularität bei den Bürgern . 
Die Beschwerdeausschüsse spielen nochmals eine Rolle bei der Schaffung des 
Gesetzes über die örtlichen Volksvertretungen in den Jahren 1972173. Im Gesetz
entwurf (§ [6) waren diese Gremien noch enthalten.') Insbesondere massive Hin
weise aus dem Verwaltungsapparat fühnen dazu, daß sie im verabschiedeten Gesetz 

vom l.2.Juni [973'~ ohne Debatte in der Volkskammer nicht mehr enthalten waren . 

1) Vgi. W. Bern", S=tlichc L~"ung und Sicherung d.r ßLirgerrechl~. lur. Disscrtallon ß, J<na 197~ 
(mo.sch,n<nschriJllich). 

1) Vgi. S<m.liSllsche Demokrau~ (Z~"schrirt) "om 11 . Dez. '971 (Beilage). 
14 G~,eIZ ubcr die önJichen Volk,vt«relungcn und ihrer Org;.nc In der Dcutschen Dcmokrlllschen 

Republik VOm I>. Jul; (97) Gßi. J. S. JOI. 
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Die Verfassungsänderung vom 7. Okt. ! 974 legte die Existenz von Beschwerdeaus
schüssen nicht mehr fesc. Das Eingabengesetz vom 19 .Juni 1975'1 hob den Einga
benerlaß von 1969 auf und tilgte dic letztc legislative Spur dieser Grenlicn. 
Wenn auch den Beschwerdeausschüssen kein dauerndes Schicksal beschieden war, 
so zeugt doch ihre Existenz davon, daß die Idee der Wahrung der Gesetzlichkeit in 
der staadichen Verwalrung der DDR trotZ großer Hindernisse und Verdikte nicht 
zum Erliegen gekommen ist. Letztlich hatte sich jedoch stets der mächtige Apparat 
der Verwaltungen einer förmlichen Kontrolle durch die Bürger, Gerichte oder 
gerichrsähnliche Insranzen entzogen. Die Unklarheiten zwischen Eingaben und 

Rechtsmitteln wurden bis in die letzten Monate nicht abgebaut. Auf die ungeheue
ren Ausmaße insbesondere der Eingaben wurde verwiesen . Sie täuschten ein Demo
kratieverstindnis vor, das von den Bürgern nicht wirkl iches Rechtsbewußtsein 
verlangte. Der Verwaltungsapparat blendere mit den Eingaben bürgerfreundliches 
Verhalten vor; letztlich ICg1:e cr sich auch dureh diese Handhabung lahm. Das 
bereits zitiene Gesetz über die Zuständigkeit und das Verfahren der Gerichte zur 
gerichtlichen Nachprüfung von Verwaltungsentscheidungen sollte - so die Intentio
nen von Verrretern der Rechtswissenschaft - die unfruchtbare Praxis bei der 

Bearbeitung von Eingaben und Rechrsmitteln beenden und den Übergang zu einer 
Verwalrungsgerichtsb"rkeit einJeiten.>6 Das hätte die Möglichkeit geboten, Verwal

tungen und Bürger der DDR an den Rechtsweg allmählich zu gewöhnen. Der 
Rechtsweg ist der bessere, weil gerechtere Weg. Er kann aber auch für die Bürger 
häner sein, weil die auf ihm gesprochenen Uneile mit Eingaben nicht mehr 

anfechtbar sind. Nunmehr wird dieser Rechtsweg wohl nicht mehr im Zuge von 
Reformen eingefühn, sondern durch Überstülpen einer fremden oder fremd gewor
denen Rechtsordnung. Die RcslJlcate sollten wir bald LU bilanzieren haben. 

25 G~srl2 über die Eingaben der Bürger vom 19.JUIU '97! GB!. I, S· 461. 
26 VgJ. W. Bane,. R~chLS'LlaLlichk~" - Wesentlich. EXl>lcnziorm der DDR-Sl ... t'vc,.....,hung. on: s, .. , 

und Rech, 1"990, S. " r L 
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